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der 52 Halle (S.), 24. Dezember 1926 2. Jahrg

Streſemanns Hamburger Rede Das Abrüſtüngsproblem Wir Und die anderen
wirtſchaftskonferenz Entpolitiſterung des Finanzproblems Die Aufgaben der Konfer
Die Parteikämpfe in Moskau Der Abbau der Militärkontrolle
überflüſſtge Kriſe Herr Dr. Scholz Scheidemanns verfehlter

Jn ſeiner großen Rede auf dem Feſteſſen des Ham
bürger Senats hat Dr. Streſemann die Bilang Diteſes
Jahres gezogen und gleichſam als Ausdruck außenpolli
tiſcher Erkenntnis ſcharf und klar den Gedanken der
Gemeinſchaft, oder wie er es nannte, der Solidarität der
Völker hervorgehoben. Es kann micht ſchaden, wenn ſich
immer wieder die Staatsmänner zu dieſem Ziel beken
nen, obwohl es erſt in weiter Ferne ſichtbar wird. Auch
von der deutſchen Einigung hat man zu einer Zeit ge
ſprochen, da es wirklich nur ein Phantaſiegebilde erſchien
und die Verwirklichung kaum denkbar war. Zwei Men
ſchenalter gingen freilich noch über dieſe Träumeret da
hin, zwei Generationen kämpften und litten für dieſe
Jee, bis ſie doch eines Tages Wahrheit wurde. Und ähn
lich dürfte es mit der europäiſchen Gemeinſchaft ſtehen,
von der Briand gleichfalls erſt vor kurzem weit vorgus
ſchauemnd geſprochen hat. Aber wer die Erfüllung dieſer
Sehnſucht will, darf ſich nicht ungeduldig. an Minuten
klammern. Die Aufgabe lohnt den Einſatz eines Le
bens. Auch Streſemann hat ſofort eine Einſchränkung
gemacht, die zeigt, daß es auch für ihn Europa eine Hoff
nung, wicht eine Wirklichkeit iſt. Er hielt die deutſche Ab
vüſtung den in Waffen ſtarrenden, Nachbarn gegenüber
und er meinte mit Recht, daß das für Deutſchland ein
Vemeis ſelnes nmrinderen Rechtes ſei.

Die große Aufgabe des nächſten Jahres dürfte die

werden. Allerdings nicht in dem Sinne, daß Genfer Beſchlüſſe zuſtande
kommen, die einen Schritt vorwärts bedeuten. Wenn
überhaupt ein Druck auf die Staatsmänner ausgelibt wer
den kann, ſo nur von den Vereinigten Staaten auf der
einen, der Weltwirtſchaft auf der anderen Seite. Jn
Waſhington hat man eine neue Flottenvorlage einge
bracht, die eine anſehnliche Verſtärkung der Marine zum
Ziel hat, aber auch de Ermächtigung enthält, daß der
Präſident den Bau einſtellen kann, wenn er es aus Grün
den internationaler Verſtändigung für richtig erachtet.
Die Flottenvorlage iſt alſo mehr eine Drohung und War
nung, als ein Beweis begeiſterten Jmperialismus. Man
ſteht ſich in den Vereinigten Staaten gezwungen mitzuhal
ten, um nicht durch Friedensliebe gehemmt den anderen
zu erliegen, aber man ſetzt die erheblichen Geldmittel
der neuen Welt ein, um durch Wettrüſten zum Abrüſten
zu zwingen Ob es gelingt, auf dieſem Wege einen Fort
ſchritt herbeizuführen, kann Zweifelhaft ſein, nur wird
man zugeben, daß eine Großmacht kaum anders handeln
kann, als es hier geſchieht.

konferenz, die nach den bisherigen Vereinbarungen am
4 Mai kommenden Jahres in Genf zuſammentreten ſoll.
An ſich hat ihre Tätigkeit mit Waffenfragen nichts zu
tun, aber wir haben mit Genugtuung in den letzten Jah
ren feſtſtellen können, daß die wirtſchaftlichen Probleme
eine außerordentlich günſtige Rüchwirkung auf die Poli
tik gehabt haben. Was mit dem Ruhrabwehrkampf nicht
erreicht wurde, hat die deutſche Jnflation geſchaffen Sie
hob damals Poincare aus dem Sattel und wurde die
Veranlaſſung für das Dawesgutachten, das ja die Entpo
litiſterung des Finanzproblems bedeutete Gang ähn
liche Entwichlungen haben ſich gezeigt, als das Stalhl
und Eiſenkartell zwiſchen Deutſchland, Frankreich, Luxem-
bürg und Belgien abgeſchloſſen wurde. So bedenklich
dieſe Jnduſtriekartelle mit ihrer gewaltigen Uebermacht
auch für Angeſtellte und Verbraucher ſein mögen das
foll man immer wieder offen ausſprechen, obwohl es von
intereſſierter Seite beſtritten wird ſo bedeutſam ſind doch
dieſe Kartelle als Friedensgewähr. Auch bei uns hat
ein großer Teil unſerer Zechenherren und Stahlmagnaten
den Weg Zur Republik und Locarno gefunden, nachdem
ihre Intereſſen einen Ausgleich mit Frankreich erfahren
hatten. Sie erkannten, daß nur auf dem Wege der in
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ſind fällig. Führe ſofort die rückſtändigen Beträge ab.

Viel wichtiger noch erſcheint uns die Weltwirtſchafts

n
n

meinſchaft

Fröhliche Weihnachten

terwationalen Verſtändigung die Blüte und Entfaltung
der Wirtſchaſt denlbar iſt.

Vielleicht wird man auf jener Weolltwirtſchaftskonfe
renß einige Anregungen, die wiederholt gemacht wurden,
nd ſich n das Denken der politiſch oder wirtſchaftlich
intereſſerten Kreiſe ſchon eingehämmert haben, ein Stück
fördern. Wir denken dabei namentlich an die Münzunion
die won jenſeits des Ozeans wiederholt als ausſichtsreich
bezeichnet wurde, alſo die Schaffung eines einheitlichen
Geldes für Europa, das bereits eingelettete Zuſammen
arbeiten der führenden Notenbanken, der Kampf gegen
die Zollmauern, die Europa ſchlimmer als die natürlichen
oder geſchichtlichen Grenzen zerreißen, wir denken an Han
delsverträge, die weitergehen als die bisherigen und
gleichſam zur Anbahnung künftigen Zollvereines werden,
wor allem aber an die endliche Regelung der Schulden
fragen und an die Reviſton des Dawesplanes, Man
kann es als ein Vorzeichen begrüßen, daß die Colombia
Univerſität in einer, auch von erſten Finangmännern un
terzeichneten Erklärung beſdes gefordert hat. Vor allem
erſcheint uns der Hinweis darauf nützlich, daß Amerika
verpflichtet iſt, ſeinen Krieg allein gu bezahlen, nachdem
es ihn geführt hat. Es iſt unbedingt erforderlich, gerade
im. Sinne der Friedenshewegung, daß kein Staat an einem
Kriege bares Geld verdient ſonſt kommen die Kriegshetzer
nicht zur Ruhe In dieſen Sinne wäre die Streichung
der interalliierten Schulden, die vorausſichtlich die Revi
ſion des deutſchen Zahlungsplanes automatiſch nach ſich
giehen würde, eine ſehr wirkſame Belehrung für Muni-
tionsfabrikanten und für eine Preſſe, die im Dienſte ge
wiſſer Schwerinduſtrieller ſteht.

Deutſchland hält jedenfalls an der bewerten Außen
politik ſeſt, hinter der die Mehrheit der Nation zweifel
los ſteht. Man kann ſagen, daß dieſe Politik auch im
ergangenen Jahre moraliſche Eroberungen gemacht hat,
ſie hat ſich als die eingige erwieſen, die überhaupt ernſt
lich für uns in Frage kommt, und keiner von denen die
n ihr Kritik übten, hat es vermocht, uns andere Wege
aufzugeigen. Die Oſtorientierung, von der bisweilen die
Rede iſt, und zwar im bewußten Gegenſatze zu Genf
Und Thoiry, hält keiner Nachprüfung ſtand. Wir wollen
gute Beziehungen zu Rußland, aber wir können uns von
Herrn Tſchitſcherin nicht die Geſetze des Handelns vor
ſchreiben laſſen, ſchon deshalb nicht, weil ſchließlich die
ruſſiſche Politik won innerpolitiſchen Erwägungen ſtark be
einflußt wird und die Konſolidierung der Sowjets noch
lange nicht genügend vorgeſchritten iiſſt, um eine Bundes
genöſſenſchaft empfehlenswert erſcheinen zu laſſen. Daß
ſich auch in Moskau eine gewiſſe Entwicklung vollzieht,
iſt ſicher richtig, aber ihr Ausgang iſt heute noch zweifel
haft, und die letzten Tage haben wieder bewieſen daß die
Oppoſition nicht nur über führende Köpſe, ſondern auch
über erhebliche Maſſen verfügt. Es iſt Stalin micht gelun
gen TDrotzki zum Verſtummen zu bringen.

Deutſche Kultur und deutſche Wirtſchaft weiſen nach
rechts. Man kann es bedauern daß die Fortſchritte nicht
unſeren Erwartungen entſprechen, aber ſie zu leugnen
wäre eine grobe Jrreführung der öffentlichen Meinung.
Auch in der letzten Genſfer Tagung iſt manches erreicht
worden, gewiß nicht alles was wir erhofften, aber das
Aufhören der Militärkontrolle und der Sieg der deut
ſchen Theſen in der Frage der Jnveſtigation ſind Erfolge,
die ohne Locarno ündenkbhar wären. In dieſer Rich
tung wird weiter gearbeitet werden müſſen und es be
ſteht begründete Ausſicht, daß neue Erfolge uns zwar
nicht als reife Früchte in den Schoß fallen, aber nach
hartem Ringen erobert werden. Der Obſerver nannte
die Rheinräumung das Problem des nächſten Jahres.
Wenn guch ſein Artikel, der ſo erhebliches Aufſehen er
regte, nicht auf amtliche Quellen zurückgeführt werden
kann, ſondern offenbar die Privatmeinung ſeines Chef
redakteurs Garwin darſtellt, ſo war er doch immerhin be
achtlich genug. England wird auf die Dauer keine ande
re Richtung verfolgen können, als ſie in jenen Auslaſ
ſungen dargetan worden iſt.

Leider wird die deutſche Außenpolitik durch den Par
teienhader maßlos erſchwert, Es ſcheint üblich zu werden,
daß man Weihnachten eine Kriſe dem deutſchen Volke
als Geſchenk auf den Tiſch legt. Wie damit Verhand
lungen gefördert werden können, die Streſemann im
Namen des Reiches mit fremden Mächten führt iſt das
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Die amerikaniſche Flottenvorlage Die Welt
enz Bewerte Außenpolitik Oſtorientierung

Der Artikel des Obſerver Deutſcher Parteien Wirrwarr Die
Angriff Die törichte Haltung der Deutſchnationalen Wieder Mitte

Geheimnis des Reichstages, und wir glauben ſchon was
einige verſtändigungsbereite franzöſiſche Blätter ſchreiben
daß nämlich der deutſche Kalbinettſturz auch die Stellung
Briands erſchwert oder mindeſtens erſchüttert hat. Wir
aber haben allen Anlaß, den Mann zu ſtützen, mit deſſen
Namen Locarno untrennbar werknüpft iſt. Wenn wir
aber keine Gelegenheit verabſäumen, um Deutſchland als
ein innerpolitiſches Chaos der Welt worzuführen, ſo iſt
beim beſten Willen nicht zu erkennen, wie man damit eine
Wirkung im günſtigen Sinne erzielen will. Die ganze
ausländiſche Preſſe hatte für uns nur Hohn und Spott
und es iſt bezeichnend daß ſelbſt deutſchfreundliche Zeitun
gen, wie die in Baſel, aus ihrer Verwunderung kein Hehl
machten

Dabei wird man immer wieder betonen müſſen, daß
dieſe ganze Kriſe überflüſſig war und nicht aus inneren
Notwendigkeiten erſtand. Sie kam nicht, ſondern wurde
mutwillig heraufbeſchworen, ohne daß ein Grund zwin
gender Art dafür vorlag. Den erſten Fehler beging der
Führer der Deutſchen Volkspartei, Dr. Scholz, als er n
Jnſterburg ſeine Rede hielt. Wir wiſſen aus den letzten
Jalhren, daß er mit Zerſchlagen von Töpfen einige Uebung
hat. Auch frühere Kriſen verdanken ihm ihr Entſtehen.
Gewiß iſt ſeine Rede durch eine Delegrafenagentur ent

bleibt die Tatſache, daß er zur Anzeit an Ruhendes ge
rührt hat. Seine Neigungen treiben ihn nach rechts
Und wir hätten garnichts einzuwenden, wenn er für ſeine
Perſon die Folgerung daraus zieht. Die Volkspartei hat
zwar ſich hinter ihn geſtellt, aber das war nur durch Tak
tik beſdingt. Sie konnte ihn in dieſem Augenblick den
Soßialdemokraten micht opfern. Wir glauben aber in der
Annahme nicht fehlzugehen, daß ſtarke Kräfte, unter ihnen
Stkreſemann ſelbſt, dieſes Verhalten mißbilligt haben.
Sonſt wäre es nicht verſtändlich, daß die Partei kurz
darauf noch einmal ihre Geneigtheit bekundete, über die
große Koallition zu verhandeln, das hat auch die bayeri
ſche Volkspartei getan. Sicher widerwillig, aber in der
Erbenntnis des Gegebenen. Es iſt zweifellos ein Ver
dienſt der demokratiſchen Führung, daß ſte in nimmer
müden Verhandlungen dieſes Ergebnis erreicht hat.

Da faßte die Sozialdemokratie den törichten Beſchluß,
den Rücktritt des Kabinetts zu fordern. Er ging von den
Leitern der Partei aus, die glaubten, das Eiſen ſchmiedem
zu müſſen ſolange es noch warm iſt und wohl nicht nur
Mißtrauen gegen bhürgerliche Fraktionen, ſondern gegen
ihre eigenen Mitglieder hegten Erſchwerte das ſchon die
Lage, ſo wurde die Rede Scheidemanns gegen Geßler ver
hängnisvoll. Es iſt an der Reichswehr ſicherlich viel gus
zuſetzen, und Geßler wie Marx gaben das zu, als ſie die
Prüfung des ihnen überreichten Materials zuſagten. Aber
die Anterſuchung mußte abgewartet werden, und es war
für Herrn Scheidemann nicht gerade ſſonderlich angenehm,
daß der Kanzler öffentlich verſicherte, ein Teil des Mate
rigls habe ſich als falſch herausgeſtellt. Viel ſchlimmer
aber war es, daß er auf die Ereigniſſe von 1921 bis 1923
einging Wir hatten aus guter Kenntnis der Verhält
miſſe davor gewarnt. Scheidemann aber ſtieß unbelehr
har vor und erreichte damit nur, daß Wirth ſich nun zu
der Politik dieſer Jahre behannte. Es waren Vorſichts
maßregeln gegen Polen, die Rathenau und Ebert ge
billigt hatten. Der Angriff blieb auf offner Strecke lie
gen, nur konnten jetzt Herr Dr. Leicht und Herr Dr. Scholz
ſehr vergnügt ihre Zuſagen für Beſprechungen nach links
zurückziehen.

Es war ein Glück für die innerpolitiſche Entwick
lung, daß die Deutſchnationalen nicht hlüger waren. Hät
ten ſie durch Stimmenthaltung das Kabinett geſtützt, ſo
wäre ein Ruck nach rechts unvermeidbar geweſen. Graf
Weſtarp hatte wohl auch in ſeiner Beſprechung mit dem
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Reichspräſidenten alles vorbereitet. Die Ablehnung des
Zentrums, ſich ſchon jetzt nach rechts zu binden, rief dann
jene Entſcheidung herbei, die den Sturz der Regierung
zur Folge hatte. Es iſt ſchwer heuhe ſchon über die Neu
bildung zu prophezeien. Will man es mit der gebotenen
Vorſicht tun, ſo wird man wohl zu dem Ergebnis hom
men, daß nur eine neue Regierung der Mitte möglich iſt
und daß wenn ſie ſcheitert, nichts übrig bleibt, als die
Wähler zu befragen. Eine Kriſis, die der notleidenden
deutſchen Wirtſchaft höchſt ungelegen kommt und uns in
überflüſſige Kämpfe verwickelt. So ſtellt ſich vor Wenh
nachten die Lage dar. Trotzdem wird das deutſche Volk

ſeinen Mut nicht ſinken laſſen. Es hat in raſchem Auf
ſtieg wenigſtens einen Teil der Leiden überwunden, und

ſeine innere Kraft bürgt dafür, daß es auch weiter em
porwächſt. Jn dieſer Hoffnung wird man trotz allem das
Feſt begehen, das unter der Heilsbotſchaft ſteht. Friede

auf Erden. Richard May.
Zwei Austritte.

Von Exrich Koch, Reichsminiſter a. D.
Jm Laufe dieſes Jahres haben der Reichsbankpräſi

dent Schacht und der Chefredakteur Theodor Wolff
die Deutſche Demokratiſche Partei verlaſſen. Beides ſind
Männer, die an der Gründung der Partei beteiligt wa
ren und ſich für eine ſcharfe Abgrenzung der Partei nach
rechts beſonders eingeſetzt hatten. Beide betonen auch
jetzt, daß ſie ſich nicht von den Parteigrundſätzen entfer
nen, aber mit der Haltung der Partei im einzelnen Fra
gen micht einverſtanden ſind. Mir ſcheinen ihre Aus
ſehungen klein gegenüber dem gemeinſamen Gut von
Anſchalungen, die Uns zuſammenhalten.

Herr Schacht verlangte ſeinerzeit eine ſchärfere Haltung
der Partei gegenüber den Beſtrebungen auf eine ent
ſchädigungsloſe Enteignung der Fürſten. Die Partei
hatte damals unter ſtarker Hervorhebung ihrer grundſätz
lichen Bedenken gegen eine entſchädigungsloſe Enteignung
ihrerſeits keine Parole zu dieſer Abſtimmung ausgegeben,
aber auch ſämtliche Organiſationen angehalten, deine
Stellung zu nehmen. Dem ſind die Organiſationen nach
gekommen. Ohne eine ſolche Haltung wäre die Partei
auseinandergebrochen, denn infolge der Verbitterung, die
die Haltung der Fürſten zu ihrer Abfindung und die Hin
zögerung der Angelegenheit im Reichstag hervorgerufen
hatte, war ſonſt zu erwarten, daß trotz der ungeſchickten
und radikalen Frageſtellung, die dem Volksentſcheid zu
grunde lag, eine Reihe von Organiſationen ſich für die
entſchädigungsloſe Enteignung ausgeſprochen hätten, nur
um zu verhindern, daß das andere Extrem zum Siege
kam und die Fürſten mit ihren maßloſen mnſprüchen ſich
durchſetzten. Für Herrn Schacht iſt bei ſeiner Stellung
nahme in erſter Linie maßgebend geweſen daß der Kredit
Deutſchlands darunter leiden könne, wenn eine ſolche
Maßnahme, die als ein Eingriff in das Privateigentum

werden könne, beſchloſſen würde.
jetzt in Amerika davon überzeugen können, daß ſolche ein
zelnen europäiſchen politiſchen Maßnahmen dort wiell zu
oberflächlich beurteilt werden, als daß ſie dauernd die
Gemüter beeinfluſſen können. Nachdem jetzt ein Vergleich
mit den Hohenzollern zuſtande gebommen iſt, der auf einer
mittleren Linie liegt, faßt die amerikaniſche Oefſfentlich
keit dieſen Vergleich durchweg als einen Beweis dafür
guf, daß Deutſchland noch monarchiſch geſinnt ſei, und daß
die Geſahr monarchiſtiſcher Wirren unmittelbar drohe.
Auch dieſe Befürchtung wird micht lange vorhalten und
läßt ſich leicht zerſtreuen Wenn Deutſchland eine ruhige
und vernünftige Politik macht, wird bald niemand an ein
bolſchewiſtiſches oder monarchiſtiſches Deutſchland glauben
Die Notwendigkeit, wegen dieſes einß elnen
Vorfalles die Partei zu v er laſſſſen, kann ich
mach wie vor nicht erkennen.

Aber auch die Notwendigkeit, wegen des Schund und
Schmutzgeſetzes aus der Partei auszutreten, halte ich nicht
als gegeben. Das Geſetz iſt im Jahre 1919 aus ſozial
politiſchen Erwägungen in der Nationalverſammlung ge
fordert worden. Der Entwurf iſt dem Reichstag zuge
gangen, ohne daß gegen ihn weſentliche Bedenken laut
geworden wären. Reichsminiſter Külz wäre bei ſeinem
Amtsantritt gar nicht in der Lage geweſen das Kabinett
zu veramlaſſen, den Entwurf zurückzuziehen. Er hätte
nur eine meue Kriſe herbeiführen können. Auch auf un
ſerm Partei tag in Breslau im November 1925
iſt im Kulturausſchuß das Geſetz beſprochen worden, ohne
daß dort ſo ſchwerwiegende Bedenken laut geworden wä
wen, daß dem Parteivorſtand Proteſte zugegangen wären.
Hinter dem Geſetz ſtehen nach wie vor wertvolle ſozial
poſbitiſche Kräfte, namentlich die in der Jugendſchutz
bewegung tätigen. Es iſt immer ein Stolz unſerer Partei
geweſen, daß große Teile der hier führenden Kräfte, ins
beſondere diejenigen die dem Naumannkreiſſe ent
ſtammen, der Deutſchen Demokratiſchen Partei angehören/
Auch unter dieſen ſind einige ſo weit gegangen, mit dem
Austritt aus der Partei zu drohen, wenn ſie ſich micht für
das Geſetz erkläre oder mindeſtens die Stimmen frei gebe.
Auf der andern Seite ſind führende Perſönlichkeiten der
freien Berufe, von denen viele gleichfalls unſerer Partei
angehören, immer mehr als erbitterte Gegner dieſes Ge
ſetzes hervorgetreten. Perſönlich habe ich von jeher dem
Geſetz gegenüber die Haltung eingenommen, daß es nur
dann genehmigt werden dürfte, wenn garantiert wäre daß
hochſtehende und unparteiiſche Kräfte das Geſetz hand-
haben und daher die Sicherheit beſtände, daß es über den
Rahmen ſeiner Abſicht micht hingusgehen würde. Dieſe
Stellungnahme geht aus meinen liberalen Grund

Begmte?
Wer wahrt Eure Intereſſen

Die Deutſche Demokratiſche Partei!

Jch habe mich

ried
Wenn ich früher über die Weihnachtsbotſchaft:

„Friede auf Erden!“ zu reden hatte, mußte ich mich da
mit abquälen, die enge, rein innerliche und private
Sphäre abzugrenzen, ſür die der Engelsgruß gedacht ſei
während das öſſentliche und internationale Leben unter
einer anderen Norm ſtehe. Solche Anterſcheidung bewegte
ſich ganz in der Linie, die die gut lutſheriſche Tradition
ein gehalten hatte. Denn für ſie ſtand es feſt, daß in der
öffentlichen, ſogial und internationalen Welt nun ein
mal die Sünde und Selbſtſucht herrſche, wie denn dieſe
Welt nach Luthers Ausſpruch ein Gaſthaus iſt, in dem
der Satan herrſcht und all ſein Unrat. So zog der
Chriſtenmenſch ſich zur Weihnacht aus dieſer Welt der
ſozialen und internationalen Politik zurück in das Heilig
kum der Familie und des Herzens, über dem der Stern
der Freude und des Friedens gauſgehen ſolle.

In den letzten Jahren wurde dieſer ſtille innere Kreis
doch allmählich erweitert. man hatte zu ſehr die Ab
hängigkeit der inneren Herzens und der privaten Fami
llienwelt von den Vorgängen in der weiteren Geſellſchaft
und Menſchheit erſahren, um in altem Behagen ſich zum
Feſt abſchließen zu können von „alll dem Lärm da drau
ßen“. Er klang doch zu vernehmlich herein bis in die
ſinnige Weihnachtsſtube. So dehnte man den Geltungs
bereich der Weihnachtsbotſchaft weiter und weiter aus.
Zwar be der Vorausſetzung blieb man ſtehen, daß zwäſchen

Privat, Geſinnungs und Staats Wirtſchafts umd
Völkermoral, zwiſchen Moral und Politik durch die Un
wermeldliche Durchführung der Selbſterhaltung als erſten
Gebots, in der letzteren eine Kluft befeſtigt ſſei. Aber
man ſprach doch von einem Kulturziel der Moraliſierung
der Politik, der Ueberwindung des kraſſen Egoismus des
Klaſſen und Nationalſtaats durch das Eindringen des
chriſtlichen Geiſtes der Brüderlichkeit und der Gleichheit
vor Gott. Krieg und Streit, Konkurrenzkampf Und bru
haler Wettbewerb muß zwar Geſellſchaft und Zuſammen
leben der Völker immer wieder bedrängen. Aber im
wohlverſtandenen Eigenintereſſe der einzelnen Stkände,
Stämme und Völker wird auch im Gebiet der Politik
dem Geiſt chriſthicher Nächſtenliebe und Verſöhnlichkeit ein
immer weiterer Spielraum geſchaffen

Es iſt der Gewinn dieſes Jahres und des großen
Schrittes, der hier zum allgemeinen Völkerfrieden und
zur Annäherung der Völker getan iſt, daß unſere Wei
machtsbotſchaft. „Friede auf Erden!“ einen ganz anderen
Widerhall ſindet. Gerade in die Adventszeit iſt die Be
ſſeſtigung des Vertrauens zu der Erreichbarkeit des hohen
Zieles von Genf, Locarno und Thoiry als ſein die Zu
kunſt erleuchtender Stern hereingebrochen. Wir Frie
densfreunde brauchen uns nicht mehr helächeln zu laſſen
als unverbeſſerliche Utopiſten. Wir werden gern zu
geben, daß der Weg zum Ziel noch lange und weit und
von ſchweren Rückſällen bedroht iſt wir werden ſogar
warnen vor übergroßem Optimismus, der nur dem
Peſſimismus, darauf ſich der Militaris

anſchauungen, die ich manchmal gegenüber radihalen Par
teifreunden als noch nicht überwunden zu verteidigen
habe, hervor. Vom Standpunkt der Demokratie allein
würde mn gegen eine ſtaatliche Regelung oder Kontrolle
geiſtiger Fragen viel weniger ein wenden können. Wie
denn in der Tat auch in andern demokratiſchen Stcaten
ſolche Eingriffe fortwährend ſtattfinden. Dem Geſetz
entwurf mit der Lex Heine zu vergleichen, habe ich ſtets
für ein abenſeuerliches Beginnen gehalten, das ſich gus
der Ankentnis über den Wortlaut des Geſetzes erklärt.

Wie ſollte ſich die Partei bei dieſer Sachlage ver
halten? Verlangt die Oppoſition gegen das Geſetz wirk
llich, daß die Partei die wertvollen Kräfte außerhalb und
innerhalb der Fraktion, die für das Geſetz ſind, unter
Zwang ſtellt oder gar aus der Partei herausdrängt?
Soſlche Jdeen können nur in denjenigen Köpfen entſtehen,
die dieſe Fragen für ſo bedeutungsvoll anſehen, daß ſie
mit Andersdenkenden nicht mehr politiſch zuſammen zu
arbeiten zu können glauben Mir ſcheint es als die Pflicht
aller derjenigen, die für die Partei und die Demokratie
reden oder ſchreiben, Verſtändnis für die Gründe, die die
andere Seite beſtimmen, zu finden und zu verbreiten.
Statt deſſen ſehe ich an vielen Stellen eine aus Ver
ſtändnisloſigkeit für den anderen hervorgegangene Ver
bitterung, die eine Kluft aufzureißen ſich bemüht. Es
iſt möglich, Verſtändnis herbeizuführen, wenn ſich der eine
nicht lediglich als Vertreter der geiſtigen und der andere
nicht lediglich als Vertreter der ſozialen Jntereſſen des
deutſchen Volkes ſühlt. Sollen ſich auch noch die geiſtig
und die ſozial gerichteten Kräfte in Deutſchland trennen,
nur weil ſie in einer einzigen Frage auseinander gehen
Haben beide nicht ohnehin Gegner genug? Was würde
es für eine Parteigruppierung bedeuten, wenn man etwa
Perſonen wie Frau Dr. Bäumer, Profeſſor Schücking, Dr.
Heuß als nicht in Beſitze des echten Ringes befindlich an
hen würden. Jch weigere mich, eine Partei zu führen,
die nur eine einzige allein ſeligmachende Meinung kennt
und Ketzerrichterei gegen alle treibt, die von ihr ab
weichen.

Unſere nationalen, ſozialen und demokratiſchen Grund
ſätze halten uns zuſammen. Sie haben es uns ermöglicht.
in den letzten ſieben Jahren die Politik der Völkerver
ſtändigung, der Sicherung der Republik, der Erhaltung der
deutſchen Einheit gegen ſepaviſtiſche und partikulariſtiſche
Gelüſte und des ſozialen Ausgleichs zu einer Zeit richtung
gebend zu beeinfluſſen und ein Stück voranzubringen, wo
ſich andere noch nicht zu dieſen Geſetzen zu bekennen wag
hen Sie werden uns guch in Zukunft in den großen Fra
gen zuſammenhalten. Wenn aber in Einzelfragen die
Partei gegenſätzliche Meinungen nicht ebenſogut zu erkra

e auf Erden!
Von Prof. D. Otto Baumgarten.

mus und Nationa zen Lebens unter das eine Ge

und im beſonderen über die notwendige Reform der Ge

eingerechnet wird, und daß auch die Schuldzinſen mit als

lismus gründet, Vorſchub leiſtet durch die leicht auszu
nützenden Enttäuſchungen. Aber wir werden zuverſicht
lich und ſreudig zur Weihnacht die Füße der Boten be
grüßen, die über die Berge zu uns kommen und Frieden
verkünden, weil der Krieg den Krieg, Schützzoll den
Schutzzoll, Kapitalismus den Kapitalismus getötet hat
und Europa in Angeſicht des Antergangs des Abend
en ſich darauf beſinnen will, was zu ſeiner Rettung

ſient.

Man darf auch darauf hinweiſen, daß mit dem gro
ßen Friedenswerk zwiſchen den Nationen ein Friedens
werk unter den Klaſſen der Wirtſchaſt auf die Bahn ge
ſtellt iſt. Wir haben gerade Geſtalt und Wurf des ſo
ziglen Friedensapoſtels aus Genf, Albert Thomas, auf
uns wirken laſſen. Was das internationale Arbeitsamt
erſtrebt, ſich gründend auf das Statt des Völterbundes,
der kein Fetzen Papier, ſondern eine bindende Marſch
route der Sozialpolitik iſt, was iſt es anderes als der
Wirtſchaftsfriede, wie er bei allem Widerſtreit der Par
teſen im Wirtſchaftsprogßeß doch die gemeinſamen Inter
eſſen aller Stände iſt, die an einem menſchen würdigen Le
ben Aller ihr Geſetz haben. Wer heute nicht hinter den
Forderungen der Stunde zurüchbleiben will, der muß die
Weihnachtsbotſchaft: „Friede auf Erden!“ als ein an
erhanntes Grundgeſetz für die Wirtſchaftsordnung der
Zukunft gauslegen. Achlſtundentag, um nur das Wich
igſte zu nennen, nicht als ein Buchſtäbliches, Leben töten
des Geſetz, ſondern als ein geiſtiges, Leben zeugendes
Grundgebot der Menſchenachtung! And wer ſich des
Geiſtes deſſen rühmen will, der in der Krippe cuf Heu
und auf Stroh liegendd und eben deshalb als unſer
Friede geſeiert wird, der muß ſich tapfer einreihen dem
Heer der Kämpfer für die ſoziale Gerechtigkeit, denn es
gibt für den neuen Kulturgeiſt, den wir als eine Aus
ſtrahlung des Weihnachtsgeiſtes begrüßen, kein Jnneres,
bein Geiſtiges, kein Familiäres mehr, das nicht hinaus
ſtrahlte in die äußere Welt und ſich Geſellſchaft und Zu
ſammenleben der Menſchen unterwürſfe. Der kann keinen
wahren Frieden mit Gott und ſeinem Gewiſſen umd ſei
men Allernächſten haben, der nicht Frieden zu ſtiften ſich
berufen fühlt auf den empörten Driften der zerklüfteten
Menſchheit. „Selig ſind die Friedfertigen, die Frieden
macher, denn ſie ſollen Gottes Kinder heißen!“

Soll aber Volksfriede und Völkerfriede keine bloße
Phraſe, keine klingende Schelle bleiben, ſo müſſen die
Menſchen die Mahnung von Genf, Locarno und Thoiry
als eine um jeden Einzelnen gerichtete Stimme der
oberen Welt aufnehmen. Das klang dürch Albert Tho-
mas tieſbewegtes Zeugnis hindurch wir heißen euch
hoffen und hoffend an euch arbeiten daß der heilige Geiſt
des Friedverlangens in Volk und Menſchheit eure See
len ganz erfülle Die Zwelteilung eurer Welt in innere
perſönlich und in äußere, ſoziale und polti tiſche muß
Platz machen dem einheitlichen Anterwerfen eures gan

ſetz: Friede auf Erden!

gen und in ſich auszutragen weiß, wie die anderen Parteien
hre viel größeren Gegenſätze, ſo kann ſie nicht beſtehen.
Damit wäre die liberal- demokratiſche Richtung im deut
ſchen Volke zur politiſchen Einſflußloſtgkeit herabgedrückt.
Denn wenn die Partei auseinanderginge, ſo würden
ihre Teile ihren Aufgaben ohnmächtig gegenüberſtehen
und die Gegner frohlocken. Wer daran glaubt, daß die
Grundſätze, für die die demokratiſche Partei ins Leben ge
rufen iſt, zum großen Teil noch der Verwirklichung be
dürfen, kann es nicht verantworten, von ihr abzubröckeln.

Handelsminiſter Schreiber über die

Gewerbeſteuer.
Auf einer Tagung des Reichswirtſchaſtsausſchuſſes

der Deutſchen Demokratiſchen Partei in Kaſſel hielt der
preußiſche Miniſter ſür Handel und Gewerbe, Dr. Schrei
ber, eine Anſprache, in der er ſich über die Steuerfragen

werbeſteuer äußerte. Der preußiſche Handelsminiſter be
zeichnete die Lage der Länder als beſonders ungünſtig, da
dieſe nur mit der Einkommen u. Körperſchaftsſteuer an
einem Konjunkturgufſchwung beteiligt ſeien, während das
Reich eine Menge Ko junkturſteuer und die Gemeinden
neben der Einkommenſteuer noch die Gewerbeſteuer hät
den. Ueber dieſe vielumſtei tene Steuer verbreitete der
Miniſter ſich beſonders gusführlich. Er betonte die Un
gerechtigkeit, daß dem kleinen Gewerbetreibenden nicht
wie bei der Einkommenſteuer eine Freiſumme, etwa in der
Höhe eines unteren Beamtengehaltes zugeſtanden ſeit, er
bezeichnete ferner als Ungerechtigkeit, daß die Miete für
die gewerblichen Räume mit in die Gewerbeertragsſteuer

Ertrag verſteuert werden müſſen. Mit Entſchiedenheit
trat der Miniſter für eine Beſeitigung dieſer Angerechtig
keiten bei der Reform der Gewerbeſteuer ein und kündigte
Verbeſſerungen des derzeitigen Zuſtandes an. Sein Ziel
iſt, daß die Gewerbeertragsſteuer als einfacher Zuſchlag zue
Einkommenſteuer umgeſtaltet wird. Dann verbreitete
ſich Dr. Schreiber über die Hauszinsſteuer, die zur Zeit
zur Behebung der Wohnungsnot noch nötig ſſei, aber er
ſetzte ſich dafür ein, daß bei der Feſtſethung ihrer Höhe die

Demolkraten?
Schließt Euch der

Denttſchen Demokratiſchen Partei an.
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pale Abſchreibung für die Gebäude mit eingerechnet
en ſoll. Zur Herabſetzung der öffentlichen Ausgaben
r eine Rationaliſierung der Verwaltung ähnlich wie

bei der Wirtſchaſt erfolgt iſt, für nötig
Die allgemeine Lage beurteilt der preußiſche Miniſter

Handel und Gewerbe mit einem gewiſſen vorſichtigen
ſimismus. Wir werden auch weiter, ſo ſchloß er, un
lich ſchwere Steuern zahlen müſſen, aber trotz alledem
den wir uns vorwärts entwickeln. Dieſen Glauben
ſſen wir haben, wenn der Wiederaufbau gelingen ſoll

P nnkenregktionäre Geſicht der Wirtſchaftspartei.
Die Tagung des Reichsausſchuſſes der Wivtſchaftspar
(Mittelſtand) enthüllte won neuem dasärts gerichtete Geſicht dieſer Gruppe. Von führen

Stelle wurde betont, daß die Wirtſchaftspartei auf dem
en der Sammlung aller bürgerlichen Elemente zu
t Einheitsfront. gegenüber dem Marrismus ſtehe
ſe Auffaſſung mag begreiflich ſein vom Standpunkt des
naligen Hoſſieferanten. Anfaßbar aber iſt, welches Jn
e der kleine Handwerker, Gewerbetreibende und

jsbeſitzer daran hat, die Arbeiterſchaft durch eine reak
(äre Bürgerblockpolitik zu entrechten und wirtſchaftlich
nterzudrüchen. Denn der Arbeiter iſt der hauptſächli
wenn nicht der einzige Abnehmer der von ihm angebo

n Ware. Jeder Druck auf das Lohnniveau trifft auch
ſrekt den Mittelſtand, alle ſogialen Unruhen, die durch
eiterfeindliche Maßnahmen verurſacht werden, ziehen
in erſter Linie in Mitleidenſchaft. Nicht der Kampf
n die Arbeiterſchaft, ſondern ein gerechter Ausgleich
wicht allein dem wohlverſtandenen Intereſſe des Mit
des.

t

kennung der Reinholdſchen Finanzpolitik durch die
itſchnationalen.
tagung der Anleihepläne.
Im Haushaltsausſchuß brachte am Donnerstag der
ſeordnete Hergt in einer Ausſprache zur allgemeinen
angpolitik die Meinung der Deutſchnationalen dahin
Ausdruck, daß ſie ſich in der Beurteſlung der Finanz-

des Reiches getäuſſcht und daß die Erwartungen
Reichsfinanzminiſters Dr. Reinhold ſich er füllt
en, was ihrer Auffaſſung nach allerdings in erſter Li
auf den engliſchen Kohlenarbeiterſtreik zurückzufüh

ſei. eM hennangenſer Dr. Reinhold gab darauf ein

geres Expoſe über die Finanzlage. Er wies darauf hin,
die Anforderungen des Nachtragsetats trotz ihrer un
ſöhnlichen Höhe im allgemeinen nur zwangsläufige Aus

kungen der vom Reichstag und von der Regierung ſchon
er gefaßten Beſchlüſſe darſtellten. Die formale Be

Gelee

des Haushaltsgeſetzes, wonach die Anleiheermäch
ing nunmehr nahezu eine Milliarde Mark betragen

de dürfe nicht überſchätzt werden. Es ſei bisher noch
t einmal notwendig geworden, den Schatzwechſelkredſt
Anſpruch zu nehmen eine Reichsanleihe würde in die
Kalenderjahr beſtimmt nicht mehr, vorausſichtlich auch

t bis Ende dieſes Rechnungsjahres aufgenommen Es
ürfe heute keines Nachweiſes mehr, wie er ſprießlich für

die deutſche Wirtſchaft ſein Vorgehen geweſen ſei, die bei
ſeinem Amtsantritt vorgeſundene Geldſüllle der Reichs
kaſſe in produktives Arbeitshapital umzuwandeln.

Das politiſche Ziel der Wirtſchaftspartei.
Jn einer der übſlichen Steuerproteſtverſammlungen,

die von der Deutſchen Wirtſchaftspartei unter Mithilfe
der Jnnungen uſw. einberufen zu werden pflegen, hat
Abgedrdneter Drewitz am 15. November in Altong wört
lich das folgende geſagt. „Der Fehler unſerer Entwick

JDDAdddccdcdudeccckkupCumooruuo
Die nächſte Nummer erſcheint

am Freitag, den 31. Dezember. Redak-
tionsſchluß Mittwoch, den 29. Bezember,
abends 6 Uhr.

Ideelung liegt darin, daß die Koalitionen, die ſeit 1919 im
Reiche regiert haben, aus den Vertretern der Beſitzenden
und der Beſitzloſen zuſammengeſetzt ſind, daß man es
alſo nicht zu einer Scheidung derjenigen, die etwas zu
werlbieren haben und derjenigen, die nur etwas zu ge
winnen haben, hat kommen laſſen. Der Bäckermeiſter
und Reichstagsabgeordnete Drewitz fühlt ſich als Ver
treter derjenigen, die etwas zu verlieren haben“ und
verlangt die Ausſchaltung der Beſitzloſen, d. h. der Hand
arbeiter vom Staat und von der Verantwortung im
Staate Er proklamiert damit den Beſitzbürgerblock und
die Klaſſenherrſchaft der Wohlhabenden. Herr Drewitz iſt
der Vorſitzende der Wirtſchaſtspartei und zugleich Mit
glied der Liberalen Vereinigung. Er iſt alſo kein xbelie
biger Mann innerhalb ſeiner Partei, auch eher auf dem
linken als auf dem rechten Flügel. Wenn er ſchon den
ganzen Fortſchritt, den uns der republikaniſche Staat ge
bracht hat, nämlich die Heranziehung der breiten Maſſen
zur Verantwortlichkeit verneint, ſo dürfte an der politi
ſchen Marſchrichtung der Wirtſchaftspartei, die ſich bisher
ſin politiſcher Beziehung möglichſt zurückgehalten hat, kein
Zweifel mehr ſein.

Die Hilfsaktion für die Beamten.
Die beſchloſſenen einmaligen Zulagen betragen

für Beamten Wartegeld e und Rulhegehalts
empfängern, Beamtenhinterbliebbenen und Angeſtellten
der Gruppen II eine Zuwendung in Höhe von
einem Viertel des ihnen für Dezember 1926 zuſtehenden
Monatsbezuges, den Beamten, Wartegeld und Ruhege
haltsempfängern uſw. der Gruppen V XII eine ſolche in
Höhe won einem Fünftel des Monatsbezuges, mindeſtens
aber

a) den Ledigen 30 Mark
b) den Empfängern eines Frauenzuſchlags 50 Mark
ch den Empfängern von Kinderzuſchlägen und Kinder

beſihilfen außerdem je 5 Mark, den Vollwaiſen ins
geſamt 10 Mark,

höchſtens aber
ſa) den Ledigen 60 Mark
b) den Empfängern eines Frauenzuſchlages 80 Mark
c) dazu Kinderzuſchläge je 5 Mark, den Vollwaiſen ins

geſamt 15 Mark, den Kriegsbeſchädigten und Kriegs
Hinterbliebenen ein Viertel der ihnen für Dezember
1926 zuſtehenden Beträge.

Außerdem wurde ein Antrag der Sozialdemokraten
angenommen, den Altveteranen eine einmalige Beihilfe
in dem Ausmaße wie den Kriegsbeſchädigten zu gewäh
ren. Die einmalige Notſtandsbeihilfe für die Reichs
beamten findet auch auf die Arbeiter des Reiches An
wendung.

Der Reichsfinanzminiſter erklärte, daß auch die Reichs
regierung an dieſem Vorſchlag keine reine Freude habe
und lieber eine endgültige Regelung geſehen hätte. Die
Reichsregierung werde alles daran ſetzen, die Beſoldungs
neuregelung ſo ſchnell zu fördern, daß ſie im Zuſammen
hang mit dem Finanzausgleich zurecht kommt. Das ge
genwärtige Jahr der Wirtſchaftskriſe habe die beabſichtig
te Beſoldungsneuregelung verhindert, ebenſo den endgül
tigen Finanzausgleich. Daher ſeit dieſe Ausnahmerege
lung für dieſes Jahr noch einmal nötig. Sie dürfe aber
keineswegs als Weihnachtszuwendung bezeichnet werden.
Weiter könnten auch andere Gruppen aus dieſen Notmaß
nahmen für die Beamten keine Folgerungen ziehen, auch
micht die Arbeiter, da dieſe unter den Tarifverträgen ſte
hen und im Laufe des Jahres bereits aufgebeſſert ſeien.
Die Folgerung der Arbeiteraufbeſſerung im Zuſammen
hang hiermit ſei für die Länder und Gemeinden unüber
ſehhar. Ein Hinausgehen über die Gruppen VII II ſei
dringend notwendig Die große Arbeitslaſt, die auf die
Beamten drücke und freudig von ihnen getragen werde,
erfordere aus mancherlei Gründen, daß den Beamten auch
eine pſychologiſch zu wertende Aufmunterung zuteil werde.

Unter falſcher Flagge.
Das Schreiben des Abgeordneten Erkelenz.

Der Verband rheiniſcher Haus und Grundbeſitzer hat
te den Reichstagsabgeordneten Erkelenz zu einer Proteſt
kund gebung eingeladen, bei der die Abgeordneten Dr.
Bredt und Dr. Jöriſſen, die der Wirtſchaftspartei ange
Hören, ſprechen ſollten. Erkelenz hat daraufhin an die
Vevanſtalter ein Schreiben gerichtet, in dem es u. a. heißt

„Die Auswahl der Redner zu dieſer Tagung beweiſt
daß es ſich bei dieſer ganzen Kundgebung um eine ver
ſtechte Agitationsverſammlung für die Deutſche Wirt
ſchaftspartei handelt. Aeberhaupt macht man ſeit langer
Zeit die eigenartige Erfahrung, daß Hausbeſitzerverbände,
Jnnungen und ähnliche Organiſakionen, die ſich an ſich
aus Mitgliedern der werſchiedenſten Parteien zuſammen
ſetzen, einſeſitig Stellung nehmen zugunſten der Wirt
ſchaftspartei. Damit verlaſſen dieſe Organiſationen dem
Boden der parteipolitiſchen Unabhängigkeit, auf dem ſie
bisheran gearbeitet haben und machen ſich zu einem Werk
Zeug einer einſeitigen politiſchen Partei. Ob das im Jn
tereſſe der von dieſen Organiſationen vertretenen Wirt
ſchaftskreiſe liegt, müſſen dieſe Kreiſe ſelber entſcheiden
Jch perſönlich bin der Meinung, daß der Mittelſtand am
allerſchlechteſten dabei fahren wird, wenn ſich das deut
ſche Parteiweſen in Klaſſenparteien aufteilt. Bei dieſer
KlaſſenparteiGruppierung iſt der Mittelſtand der ſchwäch
ſte, und er wird dabei notgedrungen unter die Räder
kommen. Aber darüber nachzudenken, und zu entſcheiden
iſt Sache der weiteren Kreiſe des Mittelſtandes. Für
meine Perſon muß ich es nur entſchieden ablehnen, bei
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einer ſolchen einſeitigen Agitation des Verbandes rheini
ſcher Ha und Grundbeſitzer Staffage zu ſtehen, indem
ch zu n Veranſtaltungen erſcheine. Alle Abgeord
neten Führer der Demokratiſchen Partei ſind gern2 S 8 ebereit die Intereſſen des Mittelſtandes wie bisher, ſo auch

S re Jin Zukunft in weiteſtgehendem Amfange mit zu vertreten
Sie haben in dieſer Richtung unvergleichviel mehr Erfol9 4ſuweiſen als die ſogenannte Wirtſchaſtspartei, die

geſamte Steunerprogramm des früheren Finanzmini
s Dr. Schlieben in ſeiner unſinnigen Höhe durch ihre

Stimmen zur Annahme gebracht hat. Sie hat ebenſo der
Hauszinsſteuer und allen anderen Steuern, die damit in
Zuſammenhang ſtehen, zur Annahme verholfen. Wenn
ſte einerſeits dieſen Steuern ſim Reichstag zur Annahme
werhilft und andererſeits im Lande eine Agktation gegen

r

die Auswirkungen dieſer Geſetze betreibt, dann begeht ſie

eine Anehrlichkeit, die ſich gerade an den Kreiſen des Mit
telſtandes am allerſchwerſten rächen muß.

Gegen die Pfuſcher im Baugeſchäft.
Demokratiſche Anfrage

Die Demokratiſche Fraktion im Preußiſchen Landtag
hat die nachſtehende kleine Anfrage eingebracht

„Nachdem öffentliche Gelder (Kredite, Hauszins und
Arbeitgeberhypotheken) durch Reich, Länder und Ge
meinden zur Belebung des Arbeitsmarktes im Bauge
werbe gewahrt werden, haben ſich außer den früher be
ſtehenden Baugenoſſenſchaften Geſellſchaften gebildet, die
micht von Fachleuten geleitet werden und die Bauauf
kräge zu erhalten ſuchen ind das wirkliche Baugewerbe

Während früher Maurermeiſter und Bauuntern
mer mit gemiſchten Betriebb den Häuſerbau ausführ
haben ſich an vielen Orten Nichtfachleute des Bau
ſchäfts bemächtigt. Dasſelbe gilt für Aebertragung
größeren Reparaturen, die durch Hergabe von Hauszi
ſtbeuergeldern ermöglicht werden

Es iſt erwünſcht und im Jntereſſſe des Staates ge
ten, daß der Häuſerbau den Fachleuten wieder zugefü
wird, die ihn früher ſachlich einwandfrei getätigt hab
Bei Reparaturen müßten die einzelnen Handwerkszu
ge wieder unmittelbar die Ausführung übertra
erhalten

Wir fragen an, ob das Staatsminiſterium bereit
das Nötige zu veranlaſſen

ſchädigen.
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jeden Dienstag ab 8 Uhr im
Hotel Weißer Bär

Pächter und Siedler
verlangt die

Deutſche Bauernzeitung
Probeſtücke koſtenlos.

Reichsverband land wirtſchaft
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Freunde!
Werbt Leſer!

Konſum Verein

15 Pfg

30 u. 70
405
605
355
100
635

Ich bin beim Amts- und Landgericht Magde-
burg als Rechtsanwalt zugelassen. Wir fertigen

Dr. jur. Victor Beyer
Rechtsanwalt sacher

für jeden Bedar
schnellstens an

Wir haben uns zur gemeinschaftlichen Aus- Buchdruckerei
übung der Rechtsanwaltspraxis verbundenUnsere gemeinschaftlichen Büroräume befin- Hugo Apers

den sich in den bisherigen Büroräumen des Rechts- e
anwalts Abraham, Breiteweg 271, I. Jan Abraham Dr. Iur. Vetor Beyer V
Rechtsanwalt und Notar Rechtsanwalt r

2 C o c D. D. PC C C 8 FernſprecherSo
IIIBüroräume geſucht

möglichſt Zentrum und gute Verkehrslage.

Benötigt werden zwei kleinere Büroräume und
ein größerer Raum, der für kleinere Sitzungen und
Beſprechungen geeignet iſt. Zentralheizung erwünſcht.
Auch Räume, die von einer großen Wohnung ab
getrennt werden können, kommen in Frage.

Umgehende Offerte an die Deutſche Demo
kratiſche Partei Magdeburg, Breiteweg 139/140

s
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entnommen,

der proteſtantiſche Bevölkerungsteil
zurzeit durchmacht. Trotzdem haben wir auch dort un

ſchen Bevölkerungsteil über die Aenderung in den Din,

heute nicht mehr vorhanden iſt, und daß
heute

Goltwald. Wir haben es aber auch vother gewußt. Wir

e

fäliſchen Lehrervereins

ſchwieriger Lage war. Denn die Ernennung war ja von

hang zu achten
Meyer (Herford) zuhören, ein leiſes Empfinden nicht

kennen. Er iſt aus dem Oſten und müßte aus den langen

ſtellungen, wie ſie aus den Ausführungen des Abgeord
neten Oelze klangen, müßten wegfallen.

9

nmmer 52

Abgeordneter Dr. Bohner hat in der
227. Sitzung des Landtages zur großen Anfrage
des D. Dr. von Cam pe Stellung genommen.
Seine Ausführungen laſſen wir mach dem
Stenogramm folgen.

Dr. Bohnerr, Abgeordneter (DDem. Meine
Damen und Herren, ich glaube, wenn der Herr Miniſter

nachträglich dieſen Fall überſteht und vielleicht ſein Vor
gehen mit dem Vorgehen ſeines Amtsvorgängers ver
gleicht, dann wird er eine beſtimmte Erkenntnis finden.

Der Herr Miniſter hat uns hier worgetragen, daß unter
ſeinen Amtsvorgänger, wenn ich micht irre, die drei
diſſidentiſchen Schulräte ernannt worden ſind, jedenfalls,
daß die Widerſprüche gegen die Ernennung von Herrn
Niſchalke wach VBartenſtein von ſeinem Vorgänger zu den
Akten geſchrieben worden ſind. Jch glaube, daß der Herr
Miniſter daraus vielleicht die Lehre nehmen darf, daß

man abſolute Gerechtigkeit wicht immer geben kann, und
Daß beim Suchen nach Gerechtigkeit doch immer das Wort
von Klopſtock gelten wird. Sei nicht allzu gerecht!“
Wenn der Einſpruch des Oberkirchenrats aus werfaſſungs
mähßigen Bedenken zurückgewieſen und im übrigen alles zu
den Akten geſchrieben worden wäre, wie von dem Amts
vorgänger des Herrn Miniſters, vielleicht wären wir
dann in dieſem Fall guch etwas ruhiger von der Sache
weggekommen.

Nun habe ich den Zwiſchenrufen der Volkspartei
tn daß der Hauptſchmerz in der ganzen Sache

Paritätsklagen ſind. Ich darf zunächſt erſt etwas zur
Parität ſagen. Auch wir wiſſen, daß gerade im Weſten

ſchwere Kümmerniſſe

ſeren Freunden geſagt, daß man ſich auch im evangeli

gen klar werden muß, daß das enge Verhältnis zwiſchen
evangeliſcher Kirche und Staat, das früher beſtanden hat

ſich daraus eben
gewiſſe Aenderungen ergeben, und daß vielleicht auch
r ein Wille zur Jmparität, gewiſſe evangeliſterende
enzen beſtanden haben, die im heutigen Staat un
ich ſind. Wir wenden aber

Eſtrebt, auch dem evangeliſchen Bevölkerungsteil zu ſeit
ne zu verhelfen. Wir bedauern aber, daß man

hat indem man behauptete, es handte ſich
Die Frage Parität oder Jmparität. Die Frage, ob

ein diſſidentiſcher Schulrat über katholiſche Schulen die
Aufſicht haben kann, iſt grundſätzlich für uns erledigt.

Ich beziehe mich auf die Ausführungen des Abgeordneten

brauchen nur auf Ohligs und Ohlau hinzuweiſen. Wir
haben unſeren Freunden im Kreiſe Dortmund, die dieſe
Imparitätsſorgen mit verwirrten, Aufklärung gegeben
und ich glaube, daß darauf wenigſtens unter unſeren

Freunden Beruhigung eingetreten ſiſt; es ergibt ſich das,
wie ich annehme, auch aus der Erklärung des Weſt

Mir ſcheint, daß Herr Meyer (Herford) in beſonders

ſeinem Parteiſfreund vollzogen, und wenn wir überhaupt
den Stgatszuſammenhang wahren wollen, ſo kann ſich
Unmöglich eine Partei unter dem Nachfolger eines ihrer
Parteifreunde gegen das wenden, was dieſer ihr Parteſt
freuünd als Miniſter getan hat. Da geht jeder Staats
Zuſammenhang verloren. Gerade in einem jungen Staate
Hhabett wir die Aufgabe, auf dieſen ſtaatlichen Zuſammen

Wir haben auch alle, die wir Herrn

unterdrücken können: wir müſſen bedauern, wenn in der
Volkspartei Tendenzen gauftreten, die im Grunde
Schützer engſter kirchlicher Richtungen in der evangeliſchen
Kirche ſein wollen oder gar nur vom Kampfe gegen die
die katholiſche Kirche leben. Dies erſcheint uns beides

nicht liberal. Wenn man ſich ſo oft auf den alten Li
beralismus beruft, müßte man da eine gewiſſe Vorſicht

n.

Herr Oelze war beſtrebt, ſich vorſichtig auszudrücken;
aber im großen und ganzen war doch der Tenor ſeiner
Ausführungen der, daß ein Diſſident ein Atheiſt ſei. Jch
glaube daß das Gelächter, das aus den Reihen der
Deütſchwationalen kam, als Herr Becker die Perſönlichkeit
Niſchalkes nach dieſer Richtung hin verteidigte und her
vorhob, daß Herr Niſchalke kein Atheiſt ſei, bezeichnend
iſt. Jch glaube guch, Sie müßten wiſſen, daß, wenn ſich
jemand als Diſſident bekennt, er religiös nicht gleich
gültig iſt. Wer religiös gleichgülteg iſt, ſucht dieſe Schwie
rigkeiten nicht. Mir kam die Art, in der Herr Oelze auch
noch eine Entwichlung: kathoriſchevangeliſchadiſſidentiſch
der Karriere halber beleuchten wollte, nicht würdig vor
Herr Oelze müßte die Geſchichte des Wortes Diſſident

Kämpfen in Polen wiſſen, was Diſſidententum für die
evangeliſche Kirche bedeutet hat, und daß müßte die
evangeliſche Kirche warnen, gegenüber Diſſidenten leicht
fertig vorzugehen und vor allem ſolche häßlichen Unter

Herr Oelze hat allerhand Worte zur Verteidigung des
Schulſtreiks gefunden. Es waren zwar vorſichtige Defini
tionen; aber im Grunde war es eine Verteidigung des

Zum Dortinunder Schalftrett.

g ſelbſtverſtändlich dieſenDingen dauernd unſere Aufmerkſamkeit zu und bleiben

Kreis DortmundLand die Verwirrung hin

davon abgerückt. Herr Oelze, zweifellos ein geſchickter
Männ, wird doch auch wiſſen, wie man einen Schulſtreik
aufzieht. Jch habe das Blatt, in dem die evangeliſchen
Eltern zum Schulſtreik in Huſen aufforderten. Wenn
män nur die Anterſchriften lieſt Steiger Friedrich Hart
mann, Bürovorſteher Voß, und ſich dann darüber orien
tiert, daß das diejenigen Leute ſind, die die Perſonal
politik für die dortige Zeche und damit die wirtſchaftliche
Macht ausüben, dann weiß man, wieviel abhängige
Exiſtenzen in den Schulkampf mit hineingezogen werden

Oetſſche Demohranſſhe Partel

ZZ

Große
tteſtands Tagung

Sonnabend, den 15. Jannar
nachmittags 2 Uhr

Delegierten- Tagung
im Feſtſaal des Preußiſchen Landtages

Prinz Albrechtſtr. 5

1. Der gewerbliche Mittelſtand und die Parteien Referent:
Geſchäftsinhaber Büll-Hamburg, M. d. R.

2. Ausſprache
3. Die Steuerpolitik des Reiches und der gewerbl. Mittel

ſtand. Referent Reichsminiſter Dr. Reinhold
Mittelſtandsarbeit in den Ländern. Referent: Tiſchker

ehrenobermeiſter Knieſt-Kaſſel, M. d. L
5. Ausſprache

Abends 8 Ahr:
Bierabend im Demokratiſchen Klub, Viktoriaſtr. 24

Sonntag den 16. Jannar
vormittags 10 Uhr

Große Mittelſtandskundgebung
„Die Stellung des gewerblichen Mittel

ſtandes im heutigen Staat
Leitung und Eröffnungsanſprache: Malermſtr. Könke Berlin

Anſprachen der Herren
Preuß. Handelsminiſter Dr. Schreiber
Gaſtwirt Goll Frankfurt a. M, M. d. L.
Flaſchnermeiſter Henne-Tübingen, M. d. Wttbg.L.

Schlußwort. Dr. Hermann FiſcherKöln, M. d. R.
Wir bitten die Parteifreunde, recht zahlreich an dieſer hoch
wichtigen Tagung teilzunehmen. Eintrittskarten durch die

Bezirksgeſchäftsſtellen

Magdeburg, Breiteweg 139/140
Halle a. S., Leipziger Straße 21

die durchaus keine Luſt haben, dieſen Schulkampf mitzu
machen (Sehr richtig! bei den D.Dem.) und daß ſchon
ein ſehr großer Mut dazu gehört, wenn in dieſen Ort
zum Beiſpiel von 340 Kindern ſich nur 140 am Schul
ſtreik beteiligen.

Die Ausführungen der Frau D. von Diling haben
dann noch klarer gezeigt, wohin der Weg gehen ſoll. Man
will die Staatsaufſicht gewiſſermaßen aufheben, man
will die konfeſſtonelle, die kirchliche Schulaufſicht. Dar
über war ſich jedermann klar, der der Rede der Frau
v. DTiling zugehört hat. (Sehr richtig! bei den D.Dem.)
Glaubt die evangeliſche Kirche, die immer einen großen
Wert auf die Mündigkeit ihrer Glieder gelegt hat, wirk
lich, daß ſie ſich auf dem richtigen Wege befindet, wenn
ſie uns dauernd kirchlich gängeln will, und wenn ſie Auf
gaben zurücknehmen will, die heute llängſt, ohne die
evangeliſche Kirche zu ſchädigen, von Leuten verwaltet
werden, die ſelbſtändig daſtehen. Mir ſcheint, daß man
ſchön heute in dem, was die Kirche von der Schule zu
verlangen hat, oft recht bedenklich weit geht Sehr in
tereſſant war mir zum Beiſpiel die dieſer Tage erfolgte
Einführung des neuen Superintendenten in Oels das
iſt dort ein Herr Pabſt, der ſich da als eine Art Hofpredi
ger des Kronprinzen etabliert hat. Warum hat er ſeine
Einführung nicht auf einen Sonntag werlegt? Warum
mußte ſie an einem Wochentage ſtattfinden Warum
mußte an dieſem Wochentage der Anterricht ausfallen,
warum mußte an dieſem Tage den Lehrern freigegeben
werden uſtwy? Man muß ſich nur noch die Form anſehen,
in der dieſe Einführung erfolgt iſt, dann ſteht man, wie
weit überall der Anſpruch, die Schule gehöre der Kirche,

Schulſtreiks. Frau D. von Tiling iſt vielleicht etwas heute ſchon geht.

koſtenloſen Probebezug geliefert haben, ſofort bein zuſtän

2. Jahrgang

Wir haben heute ſoviele Aufforderungen bekommen
das Reichsſchulgeſeß zu machen. Man weiß ja nie, wie
weit dieſe Aufforderungen ernſt gemeint ſind. Jch brauche
nur an die Auseinanderſetzung zwiſchen Herrn Spahn und
ſeinen vielleicht früheren Freunden im Zentrum zu er
innern. Da weiß ich, daß über den Wert ſolcher Auffor
derungen ſehr verſchieden gedacht werden kann Charak
teriſtiſch ſcheint mir aber doch die Antwort, die dem
Herrn Gottwald aus den Reihen der Volkspartei über
die Gefahr entgegentönte, die entſteht, wenn man die
Schule dem Staate nimmt und der Kirche überantwortet.
Abg. D. Dr. von Campe: Daran denkt doch kein Menſchl)

SeJ.5, Sie denken nicht daran, aber andere tun es, und
es wird ſich eben darum handeln, wieweit ſie durch
kommen. (Zuruf rechts.)

Mir ſcheint das, was D. Frau v. Tiling geſagt hat,
doch mehr zit ſagen mir ſcheint, daß das doch das Ent
ſcheidende ſein wird. Ein Reichsſchulgeſetz, das dem
Staate nicht läßt, was ihm gehört, werden Sie nie ma
chen können. Es gibt Dinge, über die man ſehr viel
ſchreiben und die man jahrelang beraten kann, und die
doch unmöglich ſind; denn dann ſtehen auch Volksteile auf,
die ſonſt zu bequem ſind, wielleicht auch manchmal nur den
Lärm nicht lieben und ſich daher zurückhalten, die ſich
aher, wenn es ernſt wird doch wehren, und die das ver
hüten werden, was Sie wünſchen und wozu Sie heute
das Vorſpiel übten. (Bravo! bei den D.Dem.)

Anmerkung der Red. Der Schulſtreik iſt inzwiſchen
beendet. Die Stagtsautorität blieb Sieger

DerenBezirk Magdeburg.
D. D. P. (Geſchäftsführender Ausſchuß). Die nächſte

on wird vorausſichtlich erſt im nächſten Jahre ſtatt
inden.

D. D. P. (Stammtiſch). Dienstag,
abends 8 Uhr Hotel „Weißer Bär“,
Die Mitglieder der D. D. P.
Stammtiſch zu beteiligen.

Letzte Nummer im Monat.
Die heutige Ausgabe iſt die letzte im Monat Dezem s

Wir bitten alle Freunde, denen wir bisher einen

den 28. Dezember,
Weinfaßſtraße 6.

werden gebeten ſich am

ber.

digen Poſtamt für den Monat Januar unſere Zeitung zu
beſtellen, damit in der Zuſtellung keine Unterbrechung
eintritt. Die Belieferung durch unſeren Verlag erfolgt

nur im Quartalsbezug und die Bezugsgebühren ſind ein
ſchließlich der Beſtellgebühren in Höhe von 2,25 Mark im
voraus einzuzahlen.

Bezirk Magdeburg
Das „Wächtelchen, Verzeihung die „Elbwacht“,

das verantwortungs bewußte Blättchen der
völbiſch nationalen Kreiſe Mitteldeutſchlands ſchreibt ſeit
Wochen gegen den demokratiſchen Landtagsabgeordneten
Dr. Bohner. An ſich könnte man die Sache auf ſich be

vuhen laſſen, wenn die „Elbwacht“, die für ſich die „Wah-
rung des Tones ſo ſehr in Anſpruch nimmt, objektiv
bliebe. Das iſt natürlich nicht der Fall. Es wird in der

ſenſationellſten Art einfach etwas geſchrieben ganz gleich,
ob an der Sache etwas wahr iſt. Man hat eben das
Bedürfnis, gegen den Demokraten loszudonnern. Jeder
anſtändige Bürger weiß, was von der Sachlichkeit der
„Elbwacht“ zu Halten iſt. Es mag gewiß Kreiſe geben,
denen die Tonart der „Elbwacht“ gefällt und die perſön
liche Angriffe lieben und aus dieſem Grunde begierig
nach dieſem Skandalblättchen greifen. Gerecht denkende
Menſchen haben darüber eine andere Meinung. Der
Raum unſeres Blattes iſt uns zu ſchade, um auf alle

D. D. P. Magdeburg
Die nächſte Ausſprache findet

Sonntag, den 9. Jannar
vorm. 11 Uhr in der Freundſchaft ſtatt

dieſe perſönlichen Verunglimpfungen einzugehen. Wir
möchten nur erklären, daß unſer Abgeordneter Herr Dr.
Bohner, durch dieſe Kläfſerei der „Elbwacht“ nicht belei
digt werden kann. Die „Elbwacht“ täte wirklich gut, eine
andere Brille aufzuſetzen, damit ſie den Schmutz in den
eigenen Reihen ſieht. Hier findet ſie Arbeit in Hülle
und Fülle, und ſollte ihr Gedächtnis ſie verlaſſen, dann
ſind wir gern bereit, etwas nachzuhelfen.

Wer hat bezahlt?
Um Einſendung der fälligen Bezugsgebühren und Vei

träge wird freundlichſt erſucht.
Eiſigegangene Gelder: Spi Cöthen 8,40, P. A. Ferchland

7,06 Mark. L. B. Zeddenick 5,10 Mark, L. D.Büden 11, Mk.
L S. Wörmlitz 11, Mark, F. WeBurg 8,40 Mark, G. L
Burg 3,40 Mark, O. W.Genthin 3 Mark, L. Sch. Kade
12 Mark, M. W. Burg 5,20 Mark, B. St. Genthin 10,
Mark.



Bezirk Halle.
Ein klares Wort der Demokraten zum

Stadtbankſkandal.
Halle. Seit Monaten ſtanden die Debatten über die

Stadtbankaffäre in den Stadtverordnetenſitzungen an
erſter Stelle. Aber wenn man die Redeſchlacht richtig
beſah, dann hatte man in der Bürgerſchaft das Gefühl
Hier ſtimmt etwas nicht! Mit dem Radikalismus der
Kommuniſten und Sozialdemokraten die ſich hierbei ein
ander den Rang ſtreitig zu machen ſuchten, ließ ſich
michts anfangen. Anträge und Entſchließungen, die in
erſter Linie auf ihre propagandiſtiſche Wirkung für die
Partei abgeſtimmt ſind, werden in der Praxis immer
über jedes Maß und Ziel hinausſchießen. Das war
auch hier der Fall, und das hat die Bürgerſchaft ſehr wohl
gemerkt und eingeſehen. Aber ebenſo unbefriedigt lie
ßen ſie diejenigen Entſchließungen und Maßnahmen die
zur Kennzeichnung der Verantwortlichen von dem ſo
genannten Ordnungsblock ausgingen. Beſt Dingen, die
won ſo ſchwerwiegenden Folgen für die geſamte Bürger
ſchaft begleitet ſind. wie es bei dem Stadtbankſtandal
der Fall iſt, bei Nachläſſigkeiten oder Verfehlungen, die
einem unglaublich leichtſinnigen Amgehen mit öffentlichen
Geldern entſpringen, müſſen Verhältniſſe und auch Per
ſonen mit klaren Worten gekennzeichnet und mit Namen
genannt werden. Das muß die Bürgerſchaft gerade von
denjenigen ihrer Vertreter erwarten, die ſich ihrer Ver
antwortung voll bewußt ſind und nur die Sache ſelbſt im
Auge haben. And hier fehlte der Bürgerſchaft bisher
etwas. Der Mißbilligungsantrag des Ordnungsblocks,
der in der Sitzung vom 6. Dezember zur Annahme ge
langte, ließ vor allem wiederum die Frage nach den Na
men der Verantwortlichen offen. Alle ſpäter aber von
den demokratiſchen Vertretern unternommenen Verſuche,
den Ordnungsblock zur offenen Kennzeichnung der Ver
antwortlichen zu bewegen, blieben vergeblich. Unter

ſolchen Verhältniſſen ſahen ſich die demokratiſchen Ver
treter zur eigenen Jnitiative genötigt und ſie haben
dies in der Stadtverordnetenſizung vom 20. Dezember
in einer Form getan, die weder an den Namen der nach
Anſicht der Bürgerſchaft Verantwortlichen vorbeigeht,
moch die Bloßſtellung eines Syſtems ſcheut, das in der
bewußten Großziehung und dem Herauskehren einer
Amtsüberheblichkeit als die eigentliche Arſache der fi
nanziellen Kataſtrophe bezeichnet werden muß. Herr
Stadtverordneter Minner gab in dieſer Sitzung der
Stadtverordneten für ſich und ſeine demokratiſchen
Freunde nachſtehende Erklärung gegenüber den radikalen
Ankrägen der Kommuniſten und Sozialdemokraten und
auch gegenüber dem bisher angenommenen Mißbilligungs

antrage des Ordnungsblocks ab:
Ich und mit mir die demokratiſchen Stadtver

ordneten haben dieſen Mißbilligungsaäntrag unter
ſtützt. Aber für dieſe Vertreter des Ordnungsblocks

nuß ich doch nochmals auf dieſen Mißbilligungs
Antrag näher eingehen. Jn der Bürgerſchaft ſcheint

man den Mißbilligungsantrag nicht ſo aufzufaſſen,
n wir ihn aufgefaßt haben wollen. Wir faſſen

Den angenommenen Mißbilligungsantrag ſo auf, daß
wir dem Bürgermeiſter Se ydel unſer Miäßfallen
ausgeſprochen haben, weil er ſich in eine geradezu
unbegreifliche Vertrauensſeligkeit eingewiegt hat,
die alle Warnungen über die zweifelhaften Geſchäfte
der Stadtbank in den Wind ſchlug. Hier hat der

wären der Stadt erſpart geblieben, wenn er mit
weniger Vertrauensſeligkeit und mit noch weniger

Nachſicht vorgegangen wäre
Aber auch das Verhalten des Oberbürgermeiſters

kann ich keinesfalls gut heißen. Jch muß im Gegen
teil feſtſtellen, daß der Oberbürgermeiſter Dr. Rive
in der Stadtbankangelegenheit die Jntereſſen der
Stadt nicht energiſch genug vertreten hat. Es waren
ja nur ſimple Stadtverordnete, die ſich erlaubten,
auf Anregelmäßigkeiten in einem ſtädtiſchen Ver
waltungsgweige aufmerkſam zu machen, und die des
halb von dem wohllöblichen Magiſtrat nicht be
achtet wurden. Jch brauche dieſes Syſtem, das ja
bekannt genug iſt, nicht weiter ſchildern. Aber trotz
dem können und wollen wir den Mißtrauensanträgen
der Kommuniſten und Sozialdemokraten in der vor
liegenden Form nicht zuſtimmen, denn wir wollen

Bürgermeiſter völlig verſagt, und manche Verluſte

auch auf der anderen Seite nicht die großen Ver
dienſte vergeſſen, die beide Bürgermeiſter ſich um
unſer Gemeinweſen erworben haben.

Jm Anſchluß an dieſe Erklärung wandte ſich Herr
Minner dann noch gegen Sozialdemokraten und Kom
muniſten, denen er das Recht abſtritt, anläßlich des Stadt
bankſkandals von einer allgemeinen bürgerlichen Korrup
tion zu ſprechen. Man ſolle gefälligſt vor der eigenen
Tür kehren. Alle Anträge der Kommuniſten und Sozial
demokraten wurden teils in namentlicher Abſtimmung
abgelehnt. Für die Stadtverordnetenverſammlung be
deutet das die Befreiung von ſchier endloſen Debatten
Die Bürgerſchaft aber wird die klaren Worte, die Herr
Minner im Auftrage der demokratiſchen Vertreter im

Denken Sie bitte daran,
rückſtändige Beiträge für die

Deutſche Demokratiſche Partei

bis Ende des Jahres zu begleichen

Stadtparlament geſprochen hat, mit Befriedigung auf
nehmen. Die Erklärung nennt die verankwortlichen Na
men Sie wird bei aller Schärfe aber auch den per
ſönlichen Verdienſten gerecht, die ſich die betreffenden
Perſonen immerhin erworben haben. Sie ſtellt aber die
Sache der Bürgerſchaft über die einzelne Perſönlichkeit.
Und das war es, was bisher fehlte, und was die demo
kratiſchen Stadtverordneten klargelegt und ausgeſprochen

haben. th.Chriſtentum und Nationalismus.
(Gedanken zum Weihnachtsfeſte.)

Wiederum feiern wir Weihnachten das volks
tümlichſte Feſt der Chriſtenheit, das Wiegenfeſt der chriſt
lichen Religion und Weltanſchauung. „Friede auf Erden“,
das war die frohe Botſchaft, die damals, vor 2000 Jahren,
aus der Seele eines geknechteten und unterdrückten Vol
kes hervorquoll. „Gehet hin in alle Welt und lehret alle
Völker!“ Dieſer Aufforderung ſind alle Nationen nach
gekommen, die die neue Religion, wenn auch nur äußer
lich, dem Namen nach angenommen hatten. Die chriſt
hiche Religion und Weltanſchauung ſind in alle Welt
teile getragen worden. Doch an den eigentlichen Jnhalt
des Evangeliums „Friede auf Erden!“ und „Du ſollſt
deinen Nächſten lieben hat man ſich nicht gebunden
gefühlt in 2000 Jahren nicht. Jm Gegenteil, die be
rufene Hüterin der chriſtlichen Lehre, die Kirche, hat bis
in die neueſte Zeit hinein im Jntereſſe ihrer eigenen
weltlichen Macht ſelber den Krieg geduldet, gefördert
und geſegnet. Jmmer wieder hat ſich der Nationalismus

mit dem Schafspelz des Chriſtentums bekleidet, und gar
zu oft hat ſich auch die chriſtliche Kirche freiwillig unter
die ſchützenden Fittiche des Nationalismus geflüchtet
trotzdem es keinen größeren Widerſpruch je in der
Menſchheitsgeſchichte gegeben hat als „Chriſtentum“ und
„Nationalismus“ Haß und Rache zu predigen, den
völkerfreſſenden Krieg zu ſchüren, iſt unchriſtlich und hat
noch nie einem Volke zum Segen gereicht. Der zum
Kriege treibende Nationalismus iſt alſo in Wirklichkeit

volksverderbend-antingtional.
Der Weltkrieg hat endlich der Chriſtenheit die Augen

geöffnet. Schaudernd haben wir hinabgeblickt in den
ſurchtbaren Abgrund. Ein nochmaliger Sieg des Na
tionalismus über das Chriſtentum, bedeutet den Anter
gang des Abendlandes“. Internationale Kirchentagung,
Völkerbund, Friedenskongreſſe ſollen die Gefahr abwen
den. Doch alles iſt vergebens, wenn die Grundideen des
Chriſtentums Völkerfriede und Nächſtenliebe ſich
nicht feſtwurzeln in der Tiefe der Volksſeele. Die Edel
ſten und Beſten haben ſchon vor Jahrzehnten gerufen
und gewarnt.

Doch das gierige Schreien der Kriegshetzer hat ſolche
Stimmen bisher immer wieder übertönt. Nun iſt
wieder einmal das Weihnachtsfeſt da und wieder hören
wir die frohe Botſchaft „Friede auf Erden!“ Wir
wollen ſie tief hineinklingen laſſen in die Herzen, auf
daß das Wort zur Tat werde.

Keſtlholz, Bad Schmiedeberg.

Frauen als Polizeibeamte.
Jm Demokratiſchen Klub in Berlin ſprach auf Ver

anlaſſung des Zentralfrauengusſchuſſes Fräulein Wicking,
Leiterin der ſtädtiſchen Frauenhilfsſtelle am Polizei
präſidium über: „Die weibliche Polizei.“ Die erſten Ver
ſuche der Verwendung von Frauen im Polizeidienſt wur
den in Deutſchland während der Beſatzungszeit in Köln

gemacht, mit engliſchen Poligeibeamtinnen, da in England
und Amerika die Einrichtung ſchon einige Zeit beſtand.

Die Erfahrungen, die in Köln nach dieſer Hinſicht gemacht
gwurden, waren die denkbar beſten, ſodaß nun in Preußen
und Sachſen die erſten Verſuche mit Einſtellung von
Frauen in den Polizeidienſt gemacht werden. Der we
ſentliche Anterſchied zwiſchen männlicher und weiblicher
Poligei beſteht darin, daß die Frauenpolizei eine Wohl

fahrtspolizei und keine Ordnungspoligzei ſein darf.
Das iſt der oberſte Grundſatz der Einrichtung der

weiblichen Poligei, die nur dann von Wert ſein kann,
wenn ſie ſich auf der beſonderen Weſensart der Frauen
gufbaut. Sie ſoll vor allem an gefährdeten Kindern, Ju
gendlichen und Frauen vorbeugende Fürſorge betreiben,
ihr Vertrauen erwerben und ihnen wieder auf den rech
en Weg helfen. Unter keinen Umſtänden dürfen die
Aufgaben in detektivartigen Ermittlungen Und Ueber
liſten von Verbrechern liegen. Damit wäre jede Autori
tät gefährdet, die das Hauptproblem für den Erfolg iſt.

Eine Uniformierung würde den weiblichen Polizei
beamtinnen ihre Arbeit ſehr erleichtern, vorläufig ſcheint
in Preußen jedoch höchſtens eine Dienſtkleidung eingeführt
zu werden. Vorbedingung für eine weitere ſpezialiſtiſche
halbjährige Ausbildung iſt die ſtaatliche Anerkennung
als Wohlſahrtspflegerin, der dann die Polizeikommiſſar-
Prüfung folgen kann.

Die Beſoldung erfolgt anfangs nach Grupp 6, eine,
wie uns ſcheinen will, viel zu niedrige Eingruppierung,
bei den großen Schwierigkeiten, die in der Ausübung des
Berufes im allgemeinen liegt und für die Pioniere im
beſonderen. Jm Intereſſe des Volkswohles wäre es ſehr
zu wünſchen, daß ſich genügend Frauen fänden, die
ſchaffend und kämpfend dieſem neuen Frauenberuf den
wechten Weg wieſen, damit er nicht etwa zu Handlanger
dienſten der Polizei herabgewürdigt wird. Jndividuell
ausgesaut, in taktvoller, weiblicher Eigenart ausgeübt,
wird die weibliche Poligei die Wohltäterin der gefähr
deten Kinder und Frauen werden.

e

Der erſte weibliche Richter in Duisburg.
Fräulein Gerichtsaſſeſſor Dr. Krauſe vom Zivil

richterkollegium des Duisburger Landgerichts amtierte
in dieſen Tagen in einer Sitzung der vierten Zivilkbammer
zum erſten Male als beiſitzende Richterin.

Winckler. Alle Anweſenden erklärten na

Krach in der Wirtſchaftspartei.
Halle. Jn der Wirtſchaftspartei, die ſich ſeit einigen

Jahren als ſogenannte berufene Vertreterin des Mittel
ſtandes aufgetan hat, iſt es durch die Aufhebung der
Zwangswirtſchaft für gewerbliche Räume zum hellen
Tumult gekommen. Der eine Teil vertritt Hausbeſitzer
der andere MieterJntereſſen. Beide merken dabei aber,
daß die ſchönen Worte der Gründer und Abgeordneten
der Partei von einer gemeinſamen Mittelſtandspolitik
hohle Phraſen ſind und daß ſie einer Partei auf den Leim
gegangen ſind, der nicht allein jedes ſtaatspolitiſche Ver
antwortungsgefühl fehlt, ſondern die auch bei der Ver
tretung wirtſchaftlicher Jntereſſen des gewerblichen Mit
telſtandes kläglich auseinanderfällt. Jn Halle muß dies
ganz beſonders ſtark zum Ausdruck gekommen ſein, denn
der Gruppenvorſtand hatte kürzlich den 2. Vorſitzenden
des Hauptvorſtandes oder, wie er ſich ſelbſt betitelte, das
Mitglied des „Generalſtabes“ der Wirtſchaftspartei, den
Architekten Co loſſſer aus Berlin hergeholt, der in
einer öffentlichen Verſammlung den Verſuch machen ſollte
den auf dem Nullpunkt geſunkenen wirtſchaftspolitiſchen
Kredit der Wirtſchaftspartei wieder zu heben. Dieſer
Serſuch iſt kläglich mißlungen. Schon der geringe Be
ſuch der Verſammlung zeigte, daß man das Intereſſe an
ihr verloren hat. And nach der Rede des Referenten
platzten die wirtſchaftlichen Gegenſätze von Hausbeſitzern
und Mietern ſcharf aufeinander. Viele von den kleinen
Gewerbetreibenden, die einen Laden gemietet haben, be
fürchten mit der Kündigung oder Mietſteigerung eine Ge
fährdung ihrer Exiſtenz And das nicht ohne Grund
Andernteils pochen die Hausbeſitzer auf ihr Recht der
freiem Bewirtſchaftung. Kurz, die Verſammlung bot
ein Bild der ſchärfſten Gegenſätze auf dem wirtſchaft
lichen Gebiet. Und wohl jeder Einſichtige hat bei dieſem
Eindruck gefühlt, wie unmöglich es iſt, Tendenzen, wie
ſie die Wirtſchaftspartei vertritt, in das Parlament zu
übertragen und wie ruinös es gerade für die große
Schicht der kleinen und mittleren ſelbſtändigen Gewerbe
treibenden ſein muß, wenn ſie ihre Jntereſſen von einer
Partei vertreten laſſen wollen, die ohne jedes politiſche
Prinzip nichts als die Entfeſſelung eines Kampfes alles
gegen alle und den engſtirnigſten Egoismus zur Erſchei
nung bringt. Jn Halle ſcheint man einguſehen, wie düm
merlich und gleichzeitig gefährlich das bisherige Vor
gehen der Wirtſchaftspartei iſt. Und an anderen Orten
wird es wohl ähnlich ſein.

S

Eisleben. Eine Ortsgruppe der Jung-
demokraten in Eäs leben. Am Mittwoch ver
gangener Woche fand in Eisleben die Gründung einer
JungdemokratenGruppe ſtatt. Der Vorſtand ſetzte ſich
folgendermaßen zuſammen: 1. Vorſ. Wilhelm Glein,
2. Vorſ. Frl. Lotti Mosbach, Schriftfül Heing
ſammlung ihren Beitritt zu der neuen

le r, Königſtr. 19. e JDer nächſte Zuſammenkunfts Abend iſt am Mittwoch.
den 29. Dezember. Alle jungen Demokraten werden um
recht rege Teilnahme herzlichſt gebeten. e

Wir begrüßen dieſe Gründung einer neuen Orts
gruppe der Jungdemokraten und bitten um ein gleiches
Vorgehen an anderen Orten. (Schriftl.)

So
Zur Gewerbeſteuer.

Die demokratiſche Fraktion hat bekanntlich im Preute
ßiſchen Landtag den Antrag eingebracht, bei der Neu
regelung der Gewerbeſteuer die Einrechnung won Miet
und Pachtzins zum Gewerbeſteuerertrag ſowie die
Doppelbeſteuerung des gewerblichen Grundbeſitzes durch
Gewerbe und Grundvermögensſteuer in Wegfall zu brin
gen, drittens für gewerbeſteuerpflichtige Einzelperſonen,
die mit nicht mehr als 3600 A. zur Reichseinkommen
ſteuer veranlagt ſind, die Gewerbeertragsſteuer einen im

Geſetz zu beſtimmenden niedrigen Hundertſatz der Reichs
einkommenſteuer nicht überſteigen zu laſſen. Der Finanz
miniſter hat dieſen Antrag wie einen der Volkspartei als
micht unbedenklich bezeichnet. Die ſtädtiſchen Käm
merer weſen auf die Ausfälle in ihren Finanzen Der
Wegfall von Pacht und Miete macht z. B. in Magde-
burg 20 Prozent des geſamten Aufkommens aus, die
bis zu 3600 Reichseinkommenſteuer veranlagten Be
triebe bringen wieder 10 Prozent des Aufkommens. Man
muß aber umgekehrt auch betonen, daß z. B. in Königs
berg in Oſtpreußen ein Gewerbetreibender, der 16 000 M
für Reiſeſpeſen verausgabt bei 6000 A. Reinertrag
607,50 A. Gewerbeertragsſteuer (675 Prozent der Staats
ſteuer) zahlt, ein Gewerbetreibender mit 16 000 A. Laden
miete und 6000 Reinertrag 2767,50 A. Außerdem wird
dieſe Ladenmiete mit 8 multipligiert und ihm ein Ge
werbekapital von 128 000 A angedichtet, won dem er
neben der Gewerbeertragsſteuer die Gewerbekapitalſteuer
im Unterſchied zu dem andern Betrieb zahlen muß. Jn
demokratiſchen Kreiſen verkennt man die ſchwierige Lage
der ſtädtiſchen Kämmerer nicht, aber man verweiſt darauf,
daß mit der Beſſerung in der Wirtſchaft. in kommenden
Jahren auch die Erträge ſteigen werden, ſo daß man gut
ein gerechteres Verfahren beim Einzug verantworten
kann. Ueberlegen wird man nur müſſen, ob nicht an
Stelle der geſetzlichen Feſtſetzung für die Einkommen
won 3600 eine Staffelung in das Geſetz gebracht wer
den kann.

e. ederVerantwortlich für die Redaktion und den Verlag
Ludwig Münz, Magdeburg.

Druck: Buchdruckerei Hugo Alpers (Allg. Ztg.), Delitzſch
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